
Aktenzeichen:

33-BY„1géééi

_
IVerkündet

am 15.0ktober 1965

I m N a m e n d e s ' V o l k e s

_
In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n-

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 41. Senat des Bunde5502ialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 15. Oktober 4965, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident ’Dr. H a u e i s e n
„ als Vorsitzender, _,

‚
Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialnichter L e h m a n n ' und

Bundessozialrichter Dr° A n k e n b r ä n k
als ehrenamtliche Richter‚

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz

vom 22„ November 4960 wird aufgehoben; die Sache

wird zu neuer Entscheidung an das Landessozialge—

richt zurückverwiesen.

Von Rechts wegen.
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G r Q_Q_d e

Die Klägerin, geboren ' 1914, beantragte im

Juni 1951 Versorgung wegen eines chronischen Kehlkopfleidens

und wegen Polyneuritis; sie gab an, diese Leiden seien auf

ihre Tätigkeit als Telefonistin bei der Flakgruppe Mainz, an—

geblich seit 1941, zurückzuführen. Nach einer Bescheinigung

des Hals-Nasen—Ohren-(HNO)—Facharztes Dr. Gif:t:j vom 22.Juni
1951

wurde die Klägerin 1946 wegen chronischer Laryngitis
(Kéhlkopfentzündung) behandelt, der damalige Befund habe etwa
den Befund Vom Juni 1951 entsprochen. Das Versorgungsamt

(VersorgA) Mainz ließ die Klägerin in der HNO-Abteilung des
St. Vincens-Hospitals Mainz untersuchen, Dr. 3:7:j: kam in
seinem Gutachten vom 8. $eptember 1952 zu dem Ergebnis, es

handle sich bei der Klägerin um eine chronische Entzündung

des linken Stimmbandes, die als "Wehrdienstbesehädigung" an—

zuerkennen sei, die Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) be—
trage 20 v.H.; der Facharzt für innere Krankheiten Dr° H:ü:t■f

kam zu dem Ergebnis, eine Polyneuritis sei nicht zu
objekti—

vieren, die Beschwerden der Klägerin seien insoweit auf ein ‘

nicht wehrdienstbedingtes Gallensteinleiden zurückzuführen,

Mit Bescheid vom 11. Juli 1955 lehnte das VersorgA Mainz den
Antrag der Klägerin ab, da die Klägerin als Telefonistin keinen

militärähnlichen Dienst im Sinne von 5 5 Abs. 1 Buchst. k des

Bundesversorgungsgesetzes (BVG) geleistet habe. Die Klägerin

legte Berufung an das Oberversicherungsamt in Speyer ein, diesef

Berufung
ging als Klage auf das Sozialgericht (SG) Mainz über.

Das SG wies durch Urteil vom 5. Oktober 1956 die Klage ab. Die

Berufung der Klägerin wies das Landessozialgericht (ISG) Rhein—

land—Pfalz am 22. November 1960 zurück. Es führte aus: Die

Klägerin habe nach der Auskunft des Polizeipräsidiums Mainz

vom 1. März 1945 bis zu ihrer Entlassung am 10° Juli 1945

Notdienst als Telefonistin bei der Luftschutzpolizei in Mainz
auf Grund der Notdienstverordnung vom 25. Oktober 1958 geleistet;

daß sie auf Grund dieser Notdienstverpflichtung anschließend *
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zur Flakgruppe Mainz versetzt werden sei, widerspreche ihrer

eigenen Angabe, wonach sie zum Telefondienst bei der Flak

— bei der sie bis zum Zusammenbruch tätig war — über das
.Arbeitsamt herangezogen werden sei. Selbst wenn man unter—

stelle, daß die Klägerin bei der Flak militärähnliehen Dienst

im Sinne von 5 5 Abs. g BVG geleistet habe, sei der ursäch—

liche Zusammenhang des Kehlkopfleidens mit diesem Dienst oder

mit der anschließenden Gefangenschaft nicht wahrscheinlich,

da die Angaben der Klägerin über das schädigende Ereignis

mehrfach gewechselt hätten; die Klägerin habe auch gegenüber

Dr. Namur;: angegeben, daß sie schon vor dem Krieg Halsent—

zündungen gehabt habe; nach den Befunden von Dr. Gäqth= und

Dr. D:rtfl sei es wahrscheinlich, daß es sich bei den von der

Klägerin behaupteten Erkrankungen während ihres Dienstes bei

der Flak oder in der Gefangenschaft um vorübergehende Ver—

schlimmerungen eines anlage— und berufsbedingten Leidensge-

handelt habe. Das Urteil wurde der Klägerin am 4. Januar 1961

zugestellt.

Am 25. Januar 1961 legte die Klägerin Revision ein, sie

beantragte,

die Sache unter Aufhebung des Berufungsurteils

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an

das Landessozialgericht zurückzuverweisen.

Naeh Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist begründete
die Klägerin die Revision am 25. März 1961. Sie rügte Ver—

letzung der 55 105, 106, 128 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG) und stützte die Revision auch auf 5 162 Abs. 1 Nr. 5
SGG: Das ISG habe bei der Würdigung des Dienstverhältnisses

der Klägerin nicht berücksichtigt, daß die Klägerin von
ihrer Flakeinheit beim Herannahen der amerikanischen Truppen

nicht entlassen werden sei, sondern den Rückzug ihrer Ein—

heit nach Oberbayern habe mitmachen müssen, das LSG habe in—

soweit auch noch den damaligen Dienstvergeeetzten der Kläge-

rin, Vö Mur, als Zeugen hören müssen; das LSG habe auch nicht

die Einflüsse der amerikanischen Kriegsgefangenschaft von
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Mai bis August 4945 gewürdigt; es habe den Zusammenhang des

Leidens der Klägerin mit dem Dienst bei der Flak oder mit

der Gefangenschaft ferner nicht schon deshalb verneinen dür—

fen, weil die Klägerin erst 4954 Versorgung beantragt habe;

für die Feststellung, daß die Klägerin schon vor der Heran-

ziehung zum Dienst bei der Flak an einem anlage— und berufs—

bedingten Kehlkopfleiden gelitten habe und daß die von Dr.

Gtsrt:: Anfang 4946 behandelte Laryngitis nicht erheblich ge—

wesen und auch nicht auf eine Verschlimmerung des Leidens

durch die Gefangenschaft zurückzuführen sei, habe das LSG -
.keine ärztlichen Unterlagen gehabt. ‘ ' '

„Der Beklagte beantragte,

7 die Revision als unzulässig zu verwerfen.

II

Die Revision ist statthaft nach 5 462 Abs. 4 Nr. 2 sec. Die
Klägerin rügt zu Recht, das Verfahren des LSG leide an wesent—

lichen Mängeln.

Das LSG hat festgestellt, die Klägerin habe vom 4. März bis

40. Juli 4945 Notdienst im Sinne von 5 5 Abs. 4 Buchst. k BVG

geleistet; es hat nicht festgestellt, daß die Klägerin nach ‘

diesem Zeitpunkt nicht mehr Dienst auf-Grund der Notdienstver—

ordnung vom 25. Oktober 4958 (BGBl I 4454) geleistet habe,

es hat insoweit nur ausgeführt, dies widerspreche dem sonsti—

gen Vorbringen der Klägerin. Das LSG hat damit erkennbar offen"

gelassen, ob auch für die Zeit nach dem 40. Juli 4945 eine

Dienstleistung auf Grund der Notdienstverordnung (% 5 Abs. 4

Buchst. k BVG)oder ein militärähnlicher Dienst im Sinne von
5 5 Abs. 2 BVG vorliegt, es hat sein Urteil vielmehr darauf

gestützt, ein Zusammenhang des Leidens mit EinflüsSen des
Dienstes bei der Flak oder mit der Gefangenschaft sei medizi—

nisch nicht wahrscheinlich. Damit hat das LSG keine weiteren

"Ermittlungen
darüber

anstellen müssen, ob die Klägerin auch

nach dem 40. Juli 4945 noch Notdienst geleistet habe, für die
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Entscheidung ist es hierauf nicht angekommen, da es jeden—

falls einen Zusammenhang des Leidens der Klägerin mit diesem

Dienst nicht hat feststellen können. Soweit die Klägerin

sich mit der Revision dagegen wendet, das LSG habe über die

Art ihrer Dienstleistung weitere Ermittlungen anstellen

müssen, es habe insoweit nicht das Gesamtergebnis des Ver-

fahrensgpwürdigt, betreffen die Revisionsrügen nicht die

tragenden Gründe des Urteils des LSG, sie sind daher nicht
‚

geeignet, die Statthaftigkeit der Revisiondarzutun. .

Die Klägerin rügt jedoch zu Recht, das LSG habe keine aus—
reichenden Unterlagen gehabt für die Feststellung, die

Klägerin habe schon vor der Heranziehung zur
Dienstleistung

bei der Polizei und bei der Flak und vor ihrer Gefangen—
schaft an ”anlage— und berufsbedingten Halsentzündungen"

gelitten, Allein darauf, daß die Klägerin gegenüber Dr.

M2 twi£ « der die Klägerin night wegen der Kehlkopfent—

zündung, sondern nur wegen der angeblichen Polyneuritis,—

wegen Herzbeschwerden und wegen Gallensteinleidens unter—

sucht hat — angegeben hat, sie sei "außer Halsentzündungen”

vor dem Krieg nicht krank gewesen, hat das LSG zunächst

einmal keine Schlüsse dafür ziehen können, bei der Kehl—

kopfentzündung (chronischen Laryngitis), die der HNO—Fach—

arzt Dr. thltr; sowohl 1946 als auch 1951 beobachtet hat,

habe es sich um eine "anlage— und berufsbedingte Halsent—
zündung" gehandelt, es hat keine medizinischen Unterlagen

dafür gehabt, daß die chronische Kehlkopfentzündung, die

die HNO—Fachärzte Dr. =a1:;1 und Dr° B::it: angenommen

haben, identisch sei mit etwaigen früheren Halsentzündun—

gen. Keiner der ärztlichen Gutachter, die das LSG gehört

hat, hat sich dazu geäußert, ob eine chronische Kehlkopfent—

zündung als anlagebedingt anzusehen ist und ob sie nach me-

dizinischer Erfahrung etwa bei Telefonistinnen berufsbe-

dingt sein kann; die ärztlichen Gutachten enthalten auch

nichts darüber, ob eine KehlkopfentZündung, falls sie bei

der Klägerin schon auf Grund ihrer früheren Tätigkeit als

Tolefonistin, also vor der Heranziehung zum Telefondienst
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_bei der Polizei und bei der Flak und vor der Gefangenschaft

bestanden hätte, durch die von der Klägerin behauptete beson—

ders starke Inanspruchnahme seit 1945 sich hat verschlimmern

können und ob eine solche Verschlimmerung wahrscheinlich ist,

_Dr. i5==qua der die Klägerin 4946 wegen chronischer Kehlkopfu

entzündung behandelt und 1954 den gleichen Befund festgestellt

hat, hat sich zu der Frage des Zusammenhanges mit dem Dienst

der Klägerin bei der Polizei und Flak und mit der Gefangen—

schaft überhaupt nicht geäußert. Dr. B;g::: hat einen Zusammen—

’hang bejaht und die MdE mit 20 V.H. bewertet; keiner der Gut—

achter hat etwas darüber gesagt, ob es sich — wie das LSG meintm

bei den Stimmbandbeschwerden, die die Klägerin angeblich spä—

testens während der Gefangenschaft gehabt hat, um eine y95399r;

ggbggég Verschlimmerung gehandelt hat; auch aus der Tatsache,

daß die Klägerin erst ein Jahr naeh der Rückkehr aus der Ge—

fangenschaft von Dr. Gt:t::: wegen chronischer Kehlkopfent—

zündung behandelt werden ist, hat das LSG ohne weitere medizi—

nische Unterlagen keine Schlüsse dafür ziehen können, ob der

damalige Zustand durch den Flakdienst oder durch die Gefangen—

schaft hervorgerufen oder verschlimmert worden ist und ob der

Zustand im Jahre 4951 eine Folge des Dienstes bei der Flak oder

‚der Gefangenschaft ist. Das LSG hat zwar der nicht näher be—

gründeten Annahme von Dr. B:üi;:„ es handle sich um eine ”Wehr—
dienstbeschädigung", nicht folgen müssen, es hat aber jeden—

falls nicht ohne jede andere ärztliche Unterlage einen Zusam—

menhang verneinen dürfen; es hat auch nicht dargelegt, inwie—

fern es etwa insoweit selbst medizinisch sachkundig sei. Die

Klägerin rügt schließlich auch zu Recht, daß es für die Fest—

stellung des LSG, die Klägerin habe schon vor dem Krieg an
anlage- und berufsbedingten Halsentzündungen gelitten, auch ‚'

darauf hat ankommen können, ob die Klägerin, die in dieser

Zeit bei einer Krankenkasse versichert gewesen ist, wegen
eines solchen Leidens behandelt worden ist, und daß das LSG,

da ihm keine anderen Unterlagen für seine Feststellung vorge—
legen haben, deshalb auch noch insoweit hätte Ermittlungen an—
stellen müssen. ' ’ ‘ '
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Das LSG hat sonach bei der Feetstellung der Tatsachen, auf die

es sein Urteil gestützt hat, gegen % 105 SGG verstoßen, es hat

damit auch nicht das Gesamtergebnis des Verfahrens, wie es sich

bei vollständiger Aufklärung des Sachverhalts möglicherweise dar—

stellt, gewürdigt und damit auch gegen % 128 SGG verstoßen. Die

Revision ist deshalb statthaft nach 5 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG, sie

ist auch frist— und formgerecht eingelegt und damit zulässig.

Die Revision ist auch begründet, es ist möglich, daß das LSG
bei weiterer Aufklärung des Sachverhalts und bei erneuter Würdi-

gung der Beweise zu einem anderen Ergebnis kommt. Das Urteil des

LSG ist daher aufzuheben. Der Senat kann in der Sache nicht

"selbst entscheiden, da die FeststellUngen des LSG von der Kläge—

rin mit Erfolg angegriffen und deshalb für das Bundessozialge—

riht nicht bindend sind (@ 465 SGG). Die Saché ist daher an das

ISG zurückzuterweisén (@ 170 Abs. 2 Satz 2 SGG).

lie Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe—

halten.
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